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in das druckfertige Manuskript (im Computer-Zeitalter sollte man die Bedeu-
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Berlin, im Dezember 1996 Christian Zacker 
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les Privatrecht 
Revue de Marche Commun 
Revue Trimestrielle de Droit Europeen 
Rivista Italiana di Diritto Pubblico Comunitario 
Recht der internationalen Wirtschaft 
Richtlinie( n) 
Randnummer, Randnummern 
Rechtssache(n) 
Satz; Seite 
Spiegelstrich 
Unterabsatz 
Umwelt- und Planungsrecht 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
verbundene 
Verfasser 
vergleiche 
Verordnung( en) 
Wirtschaft und Verwaltung 
Wirtschafts- und Sozialausschuß 
Wirtschaftsverwaltungs- und Umweltrecht 
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WVRK Wiener Vertragsrechtskonvention 
ZaöRV Zeitschrift ft1r ausländisches öffentliches Recht und 

Völkerrecht 
ZAU Zeitschrift ft1r angewandte Umweltforschung 
z.B. zum Beipiel 
ZfU Zeitschrift ft1r Umweltpolitik und Umweltrecht 
ZHR Zeitschrift ft1r das gesamte Handelsrecht und Wirt-

schaftsrecht 
Ziff. Ziffer 
zit. zitiert 
ZUR Zeitschrift ft1r Umweltrecht 

Allgemein geläufige Abkürzungen werden nicht aufgeschlüsselt; vergleiche im übrigen 
Kirclmer, Hildebert, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 4. A., 1993. 





Einleitung 

Abfallvenneidung, -verwertung und -beseitigung gehören zu den zentralen 
Problemen der heutigen Umweltpolitik, die nicht nur in den Industriestaaten 
nach wirtschaftspolitischen und rechtlichen Lösungen verlangen. Auch die 
Europäischen Gemeinschaften haben die Bedeutung der Abfallproblematik 
erkannt und mittlerweile zahlreiche Rechtsakte und andere Maßnahmen erlas-
sen, die den Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit ausmachen. 
Dabei ist die Entwicklung des Abfallrechtes von der des allgemeinen Um-
weltrechtes nicht zu trennen. So wie die Bedeutung des Umweltrechtes auf 
EG-Ebene immer mehr zugenommen hat, wurde auch das Abfallrecht weiter 
entwickelt und konkreter ausgefonnt. Deshalb bildet das allgemeine EG-Um-
weltrecht den zweiten Schwerpunkt der Untersuchung. 

Teil A gibt einen historischen Überblick über den Gang der Verrechtli-
chung der EG-Umweltpolitik von den Anfängen der drei Europäischen Ge-
meinschaften bis heute. Es soll gezeigt werden, in welchem Maße umweltpoli-
tische Fragestellungen die übrigen gemeinschaftsrechtlichen Politikbereiche 
durchdringen, welche Kompetenzen den EG-Organen zur Verfiigung stehen 
und inwieweit insbesondere das Gesicht der EG-Wirtschaftspolitik durch das 
EG-Umweltrecht verändert wird. 

Für die spätere Analyse der rechtlichen Strukturen und der Zentralprobleme 
des Abfallrechtes der Europäischen Gemeinschaften wird in Teil B die spezi-
fisch abfallrechtliche Entwicklung deskriptiv-normativ dargestellt. Neben 
politischen Initiativen und rechtlich unverbindlichen Akten werden das Se-
kundärrecht und weitere Gemeinschaftsakte der E(W)G zu allgemeinen und 
SonderabfiUlen sowie der EAG zu NuklearabfiUlen beschrieben. Der Schwer-
punkt liegt dabei im Bereich der Betätigung der E(W)G, weil es für Nukle-
arabfalle immer noch lediglich ein rudimentäres Regelwerk gibt. Die Be-
schreibung des derzeitigen Zustandes und der geplanten weiteren Vorhaben 
wird unter anderem zeigen, daß sich das Konzept der gemeinschaftlichen 
Abfallpolitik in fast dreißig Jahren grundlegend geändert hat. Ferner bildet sie 
die Grundlage dafür, danach zu fragen, ob bereits übergreifende Gemein-
schaftsregelungen und -grundsätze existieren, die beispielsweise zu bedeuten-
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den Beschränkungen der abfallrechtlichen Handlungsspielräume der Mit-
gliedstaaten führen können. 

Mit dieser Fragestellung sollen die deskriptiven Teile der Arbeit abge-
schlossen und die analytischen Teile (C und D) eröffnet werden, indem zu-
nächst die das heutige gemeinschaftliche Abfallrecht überlagernden bzw. 
bestimmenden Rechtsprinzipien entwickelt werden, die unter anderem das 
Fehlen ausdrücklicher Vorschriften kompensieren können. Das erfordert eine 
grundsätzliche Klärung des Begriffes des Rechtsprinzips ebenso wie die Un-
tersuchung ihrer Ableitung im Europarecht, ihres Ranges und ihrer Bin-
dungswirkung. Auf diese Weise ist auch das Zusammenspiel der rnitglied-
staatlichen Rechtsordnungen und des Europarechtes für die Setzung und 
Fortbildung des Rechtes zu verdeutlichen. Im Ergebnis lassen sich für das 
gemeinschaftliche Abfallrecht mehrere Prinzipien herausarbeiten, die teilweise 
ausdrücklich in den Verträgen genannt, teilweise erst durch Auslegung des 
Sekundärrechtes und des soft law zu konkretisieren sind; andere in der Litera-
tur postulierte Prinzipien wie das Prinzip der offenen Grenzen für die Abfall-
verbringung innerhalb des Gemeinschafisgebietes oder das Prinzip der Verfol-
gung des bestmöglichen Umweltschutzes halten einer kritischen Überprüfung 
hingegen nicht stand. 

Teil D ist dann Einzelproblemen des Abfallrechtes gewidmet. Die Untersu-
chung beschränkt sich dabei auf Aspekte, die sich nicht lediglich als Spezial-
fragen 1 darstellen, sondern darüber hinaus allgemeine Bedeutung für die Ge-
samtheit des gemeinschaftlichen Abfallrechtes besitzen. Zuallererst zählt dazu 
die Definition des EG-Abfallbegriffes. Von seiner Klärung hängt nicht nur die 
Anwendbarkeit des EG-Abfallregimes im Einzelfall ab, sondern ebenso, wel-
che allgemeinen primärrechtlichen Gemeinschaftsvorschriften zu beachten 
sind. Zu prüfen ist dabei zunächst, ob es trotz der Unterschiedlichkeit der 
einzelnen sekundärrechtlichen Akte eine einzige Abfall-Definition für alle 
Abfälle - also die allgemeinen, Sonder- und Nuklearabfälle - gibt und ob diese, 
ihre Existenz vorausgesetzt, eine originär europarechtliche oder eine auf 
rnitgliedstaatliche Regelungen verweisende Definition ist. 

1 Hinsichtlich einzelner abfallrechtlicher Komplexe wie des Planungsrechtes, der 
grenzüberchreitenden Abfallverbringung, der Haftungsfragen und der Auswirkungen 
des gemeinschaftlichen Abfallrechtes auf das bundesdeutsche Abfallrecht sei auf die 
im Literaturverzeichnis genannten ausführlichen Monographien von von Wilmowsky 
(Abfallwirtschaft), Dieckmann (Abfallrecht), Schreier und Pappel verwiesen. 
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Während die primärrechtlichen Grundfreiheiten und Politiken teilweise die 
Handlungsspielräume der Mitgliedstaaten beschränken, eröffnen sie den 
Marktbürgerinnen und -bürgern über ihre häufig unmittelbare Wirksamkeit 
neue Chancen und Möglichkeiten, grenzüberschreitend aktiv zu werden. Da-
her gilt es, im Anschluß an die Klärung des Abfallbegriffes die auf Abfalle 
anwendbaren primärrechtlichen Vorschriften der E(W)G zu ermitteln, aber 
auch zu fragen, ob ihre Vorschriften über Grundfreiheiten auf die Verträge der 
EAG und der EGKS, die solche Regelungen weitgehend nicht enthalten, an-
wendbar sind. Das kann zum Beispiel relevant werden, wenn es um Dienstlei-
stungen hinsichtlich von Nuklearabfallen geht. Nur diese erweiterte Untersu-
chung ermöglicht eine umfassende Erfassung aller Abfalle. Materiell wird sich 
die Erörterung im wesentlichen der Abgrenzung und Konkretisierung von 
Warenverkehrs- und Dienstleistungsfreiheit widmen, da Abfalle insgesamt 
oder einzelne Abfallarten (beispielsweise Altpapier) häufig als Waren oder 
Objekt von Dienstleistungen angesehen werden. Schließlich werden in diesem 
Abschnitt die den Mitgliedstaaten bei der Anwendung einzelner Grundfreihei-
ten auf Abfalle und ihre Behandlung verbleibenden Handlungsspielräume 
beleuchtet, vor allem auch im Lichte der Argumentation des Europäischen 
Gerichtshofes im sogenannten Wallonien-Urteil. 

Wie jeder Rechtsakt der EG-Organe bedürfen auch abfallrechtliche Sekun-
därrechtsakte einer Kompetenznorm. Von deren richtigen Bestimmung hän-
gen zum Beispiel Mitwirkungsrechte, Mehrheitsanfordernungen und die mög-
liche Wahl der Rechtsaktsform ab. Es sind daher die allgemeinen und speziell 
umweltrechtlichen Kompetenzabgrenzungen durch den Gerichtshof und das 
Schrifttum zu beleuchten, damit hinreichend konkrete Abgrenzungskriterien 
speziell rur die umweltrechtliche Sondermaterie des Abfallrechtes herausgear-
beitet werden können. Dabei stehen die Abgrenzung der Art. 100; 100 a und 
130 s EGV zueinander sowie die generelle Bedeutung der wirtschaftspoliti-
schen Kompetenzen des EG-Vertrages im Vordergrund. Anband der bereits 
bestehenden wie der derzeit geplanten sekundärrechtlichen Akte und der von 
ihnen genannten Kompetenznormen ist anschließend zu untersuchen, ob die 
gefundenen Kriterien der Einzelfallprüfung standhalten. 

Den vierten und letzten wichtigen Problemkreis bilden die vertikalen Kom-
petenzkonflikte. Nicht erst seit der Einfügung des Art. 3 b in den EG-Vertrag 
ist die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen den Gemeinschaften und 
den Mitgliedstaaten in das Rampenlicht der europarechtlichen Diskusssion 
gerückt. Von ihr hängen Legitimität und Akzeptanz der Europäischen Ge-
meinschaften nicht unerheblich ab. Auch rur das Abfallrecht ist daher zu be-
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